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1. Pflichtangaben	auf	Kassenbons
ab	2024

Das am 1.1.2020 eingeführte Kassengesetz verpflichtet zur Ausgabe 
von Belegen bei Transaktionen mit allen Arten von elektronischen 
Kassen. Die „Bonpflicht“ erfordert, dass Belege in unmittelbarem 
zeitlichem Zusammenhang zum jeweiligen Geschäftsvorgang er-
stellt werden, unabhängig von der Art der elektronischen Kasse.

Ab dem 1.1.2024 treten neue Rechtsbestimmungen in Kraft, die 
Änderungen an den Pflichtangaben auf Kassenbons vorsehen. Die 
wesentlichen Neuerungen umfassen:

 » Seriennummern: Der Beleg muss die Seriennummern des elek-
tronischen Aufzeichnungssystems sowie des Sicherheitsmoduls 
enthalten.

 » Prüfwert und Signaturzähler: Ebenfalls verpflichtend auf dem 
Beleg gedruckt werden müssen der Prüfwert und der fortlaufen-
de Signaturzähler.

Diese Maßnahme, ein Teil der Änderungen in der Kassensicherungs-
verordnung, ermöglicht eine schnellere und effizientere Überprü-
fung der Belege mittels spezieller Software, auch außerhalb der Ge-
schäftsräume. Durch diese zusätzlichen Daten kann rasch ermittelt 

werden, ob die Kassenführung korrekt ist und ob eine detaillierte 
Nachprüfung notwendig ist.

Diese Anforderungen gelten auch für Transaktionen, bei denen keine 
umsatzsteuerliche Rechnungspflicht besteht. Bons aus TSE-Kassen 
müssen alle geforderten Angaben aufweisen.

Hinweis: Eine Ausnahme kann nur gewährt werden, wenn die Vor-
lage von Belegen klar eine unzumutbare Belastung, entweder sach-
licher oder persönlicher Art, für den jeweiligen Unternehmer dar-
stellt. Entstehende Kosten können keine sachliche Härte begründen. 
Umweltaspekte wie z.B. Papierverbrauch sieht die Finanzverwaltung 
eher kritisch.

2. Einkommensteueränderungen	2024

Das Inflationsausgleichsgesetz ging zum 1.1.2024 in die zweite Pha-
se. Es soll vor allem gewährleistet werden, dass Steuerzahler nicht 
aufgrund inflationsbedingt gestiegener Löhne durch die progressiv 
ansteigenden Steuern belastet werden.

Der steuerliche Grundfreibetrag wurde bereits 2023 auf 10.908 € 
angehoben, für 2024 erfolgt nun eine weitere Erhöhung auf 11.604 € 
(23.208 € für Eheleute, bei Zusammenveranlagung). Mit dem Ein-
stiegssteuersatz von 14 % wird nun also erst jeder verdiente Euro 
oberhalb des neuen Grundfreibetrags besteuert, progressiv steigend 
mit zunehmendem Verdienst. Dies soll gewährleisten, dass das Exis-
tenzminimum weiterhin steuerfrei bleibt. Der Höchstbetrag für den 
steuerlichen Abzug von Unterhaltsleistungen, der an den Grundfrei-
betrag gekoppelt ist, steigt dadurch ebenfalls auf 11.604 €.

Eltern freuen sich 2024 über den erneut erhöhten Kinderfreibetrag. 
Dieser stieg bereits zum Januar 2023 auf 8.952 € und wird 2024 um 
weitere 360 € auf 9.312 € erhöht. Dieser Betrag kann dann von dem 
zu versteuernden Einkommen abgezogen werden.

Der Spitzensteuersatz von 42 % wurde im Jahr 2023 bei einem zu 
versteuernden Einkommen über 62.810 € angewandt. 2024 kommt 
der Satz erst bei einem Einkommen über 66.761 € zur Anwendung. 
Bei Zusammenveranlagung verdoppeln sich diese Beträge.
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Der Solidaritätszuschlag wird in 2024 erst bei einer festzusetzenden 
Einkommensteuer von 18.130 € (Einzelveranlagung bzw. 36.260 € 
bei Zusammenveranlagung) festgesetzt.

Daneben verdoppeln sich die Einkommensgrenzen bei der Arbeit-
nehmersparzulage, und es gibt Verbesserungen bei der Mitarbeiter-
beteiligung.

3.		 Steuerliche	Identifikationsnummer	ab	2023	
verpflichtend	für	Lohnsteuer- 
bescheinigungen

Mit Beginn des Veranlagungszeitraums 2023 tritt eine wesentliche 
Änderung bei der elektronischen Übermittlung von Lohnsteuerbe-
scheinigungen in Kraft, die sowohl Arbeitgeber als auch Arbeitneh-
mer direkt betrifft.
Das Bundesministerium der Finanzen hat im Schreiben vom 
23.1.2024 klargestellt, dass die steuerliche Identifikationsnummer 
(IdNr.) nun zwingend für diesen Prozess erforderlich ist. Diese Än-
derung folgt auf die Abschaffung der elektronischen Transfer-Iden-
tifikations-Nummer (eTIN) zum Ende des Jahres 2022. Hier sind die 
weiteren Folgen zusammengefasst:

 » Mitteilung der IdNr. durch das Finanzamt: Falls ein Arbeit-
nehmer seine IdNr. trotz Aufforderung nicht mitteilt, hat der 
Arbeitgeber die Möglichkeit, beim zuständigen Finanzamt per 
formloser Anfrage die IdNr. des Arbeitnehmers zu erhalten. Dazu 
muss der Arbeitgeber Name, Geburtsdatum und Anschrift des 
Arbeitnehmers angeben. Eine Zustimmung des Arbeitnehmers 
ist dafür nicht erforderlich.

 » Möglichkeit eines generellen Antrags beim Finanzamt: Unab-
hängig davon können Arbeitgeber die Zuteilung oder Mitteilung 
der steuerlichen Identifikationsnummer beim zuständigen Fi-
nanzamt beantragen, sofern sie durch den Arbeitnehmer dazu 
bevollmächtigt wurden.

 » Folgen bei Nichtvorlage der IdNr.: Wenn ein Arbeitnehmer die 
IdNr. nicht vorlegt und der Arbeitgeber sie auch nicht über die 
beschriebenen Wege ermitteln kann, muss der Arbeitgeber die 
Lohnsteuer nach der ungünstigeren Steuerklasse VI berechnen. 
Dies gilt insbesondere für bestimmte Arbeitnehmergruppen, wie 
etwa Betriebsrentner, die im Ausland leben, oder kurzfristig Be-
schäftigte, die ihre IdNr. nicht mitgeteilt haben.

Ausnahmen: Sollte der Arbeitnehmer für das Fehlen seiner IdNr. 
keine Verantwortung tragen, beispielsweise aufgrund unvorherge-
sehener Umstände, oder sollten technische Probleme die Ermittlung 
der IdNr. behindern, ist dem Arbeitgeber gestattet, vorübergehend 
für eine Dauer von bis zu drei Monaten eine geschätzte Steuerklas-
se für die Lohnsteuerberechnung zu verwenden. Diese geschätzte 
Steuerklasse muss auf einer fundierten Schätzung basieren, die so 
genau wie möglich der tatsächlichen Steuerklasse des Arbeitneh-
mers entspricht.

4.		 Pauschalen	für	sonstige	Umzugskosten	ab	
März	2024

Umzugskosten, die aus beruflichen Gründen anfallen, können als 
Werbungskosten vom zu versteuernden Einkommen abgezogen oder 
vom Arbeitgeber steuerfrei erstattet werden.

Im Schreiben vom 28.12.2023 veröffentlichte die Finanzverwaltung 
nun die neuen Pauschalen für sonstige Umzugskosten bei beruflich 
bedingten Wohnungswechseln ab 1.3.2024. 

 » Für den Umziehenden (Berechtigten): Der Hauptverantwortli-
che für den Umzug, also die Person, aufgrund derer der Umzug 
erfolgt, kann einen Pauschbetrag von 964 € ansetzen. Dieser 
Betrag ist als Pauschale gedacht, die verschiedene kleinere, mit 
dem Umzug verbundene Ausgaben abdeckt, ohne dass eine Ein-
zelbelegung erforderlich ist.

 » Für jede andere mitumziehende Person: Für jede weitere Per-
son, die mit dem Berechtigten in einem Haushalt lebt und ge-
meinsam umzieht (wie Ehegatten, Lebenspartner, ledige Kinder, 
Stief- und Pflegekinder), kann ein zusätzlicher Betrag von 643 € 
in der Steuererklärung angesetzt werden. Auch hier ist keine de-
taillierte Belegung einzelner Kosten erforderlich.

 » Für Personen, die vor dem Umzug keine eigene Wohnung hat-
ten oder durch den Umzug keine eigene Wohnung einrichten 
(z.B. bei Umzug zu Freunden/Familie) wird eine spezielle, redu-
zierte Pauschale von 193 € angesetzt.

Umzugsbedingte Unterrichtskosten für Kinder können bis zu 1.286 € 
Höchstbetrag steuer-mindernd angesetzt werden. Daneben sind z.B. 
folgende nachgewiesene Umzugskosten abzugsfähig:

 » Reisekosten zum neuen Wohnort: Eingeschlossen sind auch 
Kosten für die Suche und Besichtigung der neuen Wohnung 
(max. eine Begleitperson). Ausgeschlossen bleiben jedoch Kosten 
für Reisen, die unternommen werden, um sich über den neuen 
Wohnort zu informieren, die jedoch nicht direkt mit der Suche 
oder Besichtigung einer spezifischen neuen Wohnung verbun-
den sind.

 » Beförderungsauslagen: Hierunter fallen die tatsächlichen Aus-
lagen für den Transport des Umzugsguts von der alten zur neuen 
Wohnung, inklusive Autobahnmaut und Transportversicherung.

 » Mietentschädigung bei zwei Mietverhältnissen: Für maximal 
sechs Monate können Kosten geltend gemacht werden, wenn 
neben der Miete für die neue Wohnung auch die Miete für die 
alte Wohnung aufgrund bestehender Kündigungsfristen weiter-
bezahlt werden muss.

 » Mietentschädigung für die neue Wohnung: Dies betrifft eine 
Entschädigung für bis zu drei Monatsmieten, falls die neue 
Wohnung noch nicht bezogen werden kann.

 » Wohnungsvermittlungsgebühren: Diese beinhalten die ortsüb-
lichen Maklergebühren für die Vermittlung einer Wohnung oder 
Garage. Maklergebühren, die im Zusammenhang mit dem Kauf 
eines Grundstücks oder einer Wohnung entstehen, können je-
doch nicht angesetzt werden.

Die Grenze bildet der Betrag, den ein Bundesbeamter nach dem 
Bundesumzugskostengesetz als höchstmögliche Umzugskostenver-
gütung erhalten könnte.

5.	 Abgrenzung	von	Werbeausgaben	und	Sach-
zuwendungen

In einer Entscheidung vom 9.8.2023 hat der Bundesfinanzhof (BFH) 
Stellung zur Besteuerung von Ausgaben für Kundenveranstaltun-
gen genommen. Das Urteil differenziert zwischen allgemeinen Wer-
beausgaben und Sachzuwendungen, die unter die Pauschalbesteu-
erung fallen.

Pauschalbesteuerung ermöglicht es Unternehmen, Steuern auf nicht 
monetäre Zuwendungen, wie Geschenke oder Einladungen zu Ver-
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anstaltungen, mit einem festen Steuersatz von 30 % zu begleichen, 
anstatt dass diese beim Empfänger als Einkommen versteuert wer-
den müssen.

Im konkreten Fall hatte ein Kreditinstitut seine Kunden zu einer 
Weinprobe und einem Golfturnier eingeladen. Diese Veranstaltun-
gen dienten lediglich der Pflege der Geschäftsbeziehungen und be-
inhalteten keine direkte Produktwerbung.

Die Bank hatte diese Ausgaben ursprünglich als pauschal zu be-
steuernde Sachzuwendungen behandelt. Jedoch entschied der BFH, 
dass solche Zuwendungen, die ausschließlich der Kundenpflege 
dienen und nicht spezifisch auf den Vertrieb von Produkten oder 
Dienstleistungen abzielen, nicht als Sachzuwendungen im Sinne 
der Pauschalbesteuerung anzusehen sind, denn die von der Bank 
gewährten Zuwendungen führen bei ihren Kunden als Zuwen-
dungsempfängern nicht zu einkommensteuerbaren Einkünften 
(aus Kapitalvermögen). Die streitigen Zuwendungen seien weder 
ein zusätzliches Entgelt, das durch die Kapitalanlagen der Kunden 
veranlasst war, noch ein ggf. vorgezogenes Entgelt für eine geplan-
te künftige Kapitalüberlassung. Vielmehr handelte es sich bei den 
Veranstaltungen um (Werbe-)Maßnahmen der Kundenpflege und 
-bindung. 

Für den BFH liegen auch keine zu versteuernden Geschenke vor. 
Denn erfasst werden nur Geschenke, wenn und soweit der Emp-
fänger dieser Geschenke dadurch steuerbare Einkünfte erzielt und 
das war bei den streitigen Sachzuwendungen an die Bankkunden 
nicht der Fall.

6.	 Arbeitgeberzuschüsse	zum	
	 Deutschlandticket	

Im Schreiben vom 7.11.2023 hat das Bundesministerium für Fi-
nanzen (BMF) Ergänzungen in Bezug auf die Steuerbefreiung von 
Arbeitgeberzuschüssen für Fahrten im Öffentlichen Personennah-
verkehr (ÖPNV) vorgestellt.

Arbeitgeber, die ihren Angestellten Zuschüsse für Fahrten im ÖPNV 
gewähren, können dies steuerfrei tun. Ein prominentes Beispiel da-
für ist das „Deutschland-Ticket Jobticket“. Dieser Steuervorteil gilt 
unabhängig vom Anlass der Fahrt.

Bedingung für die Steuerbefreiung ist, dass die Zuschüsse „zusätz-
lich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn“ geleistet werden. Das 
bedeutet, dass diese nicht Teil des regulären Gehalts sein dürfen, 
sondern eine separate, zusätzliche Leistung darstellen.

In bestimmten Fällen erlaubt die Deutsche Bahn die Nutzung von 
IC/ICE-Verbindungen mit dem Deutschlandticket. Das Finanzminis-
terium (BMF) bestätigt, dass auch in solchen Fällen die Nutzung als 
Fahrt im ÖPNV gilt und somit steuerlich begünstigt ist.

7.	 Behandlung	von	kostenlosen	oder	 
verbilligten	Mahlzeiten

Mit Schreiben vom 7.12.2023 informiert das Bundesministerium für 
Finanzen über die lohnsteuerliche Behandlung von unentgeltlichen 
oder verbilligten Mahlzeiten für Arbeitnehmer ab 2024.

Wenn Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern arbeitstäglich Mahlzeiten 
unentgeltlich oder zu einem verbilligten Preis anbieten, wird dies 
als geldwerter Vorteil angesehen und muss entsprechend versteuert 
werden. Als Besteuerungsgrundlage werden ab dem Jahr 2024 die 
folgenden Sachbezugswerte festgelegt:

Für ein Mittag- oder Abendessen beträgt der Wert je 4,13 € (vorher 
3,80 €) und für ein Frühstück 2,17 € (vorher 2,- €). Bei Vollverpfle-
gung (Frühstück, Mittag- und Abendessen) beträgt der Gesamtwert 
10,43 € (vorher 9,60 €).

Diese Regelungen gelten ab dem 1.1.2024 auch für Mahlzeiten, die 
Arbeitnehmern während einer dienstlich veranlassten Auswärtstä-
tigkeit oder bei doppelter Haushaltsführung zur Verfügung gestellt 
werden, solange der Preis der Mahlzeit 60 € nicht übersteigt. An-
dernfalls wird der Wert der Mahlzeit in voller Höhe als geldwerter 
Vorteil angesehen.

8.	 Zeitpunkt	der	Umsatzbesteuerung

Der Bundesfinanzhof (BFH) kam in seinem Urteil vom 17.8.2023 zu 
dem Schluss, dass für die Umsatzbesteuerung eines Betrags dieser 
zunächst tatsächlich auf dem Konto des Leistungserbringers gutge-
schrieben sein muss.

Im entsprechenden Fall hatte ein Unternehmen Umsätze, für die 
das Entgelt vom Leistungsempfänger per Überweisung bezahlt wur-
de. Das Finanzamt wollte diese Umsätze im Jahr der Wertstellung 
(Valutierung) der Überweisung, also dem Jahr, in dem der Betrag 
zinswirksam wurde, besteuern.

Die eigentliche Gutschrift (der Tag, an dem das Geld tatsächlich 
auf dem Konto des Empfängers ankommt und er es nutzen kann) 
auf dem Konto des Unternehmens erfolgte jedoch erst im Folgejahr. 
Die Richter des BFH entschieden daraufhin, dass die Umsätze erst 
im Jahr der Gutschrift auf dem Konto des Unternehmens als verein-
nahmt im Sinne des Umsatzsteuergesetzes gelten und somit auch 
erst für dieses Jahr zu besteuern sind.

Das Urteil stellt klar: Für die Vereinnahmung eines Betrags ist ent-
scheidend, dass der Empfänger über das Geld wirtschaftlich ver-
fügen kann. Dies ist erst der Fall, wenn der Betrag tatsächlich auf 
dem Konto des Empfängers gutgeschrieben ist. Eine rückwirkende 
Wertstellung ändert daran nichts, da sie nur die Zinswirksamkeit 
betrifft, nicht aber die tatsächliche Verfügbarkeit des Geldes für den 
Empfänger.

9.	 Steuerbefreiung	von	Betriebsvermögen	bei	
Erbschaft	und	Schenkung

Erbschaften oder Schenkungen von Betriebsvermögen können un-
ter bestimmten Bedingungen zum großen Teil steuerbefreit bleiben. 
Der Bundesfinanzhof (BFH) äußerte sich nun in diesem Zusammen-
hang mit seinem Urteil vom 13.9.2023 zum sog. „90%-Einstiegs-
test“, welcher unter bestimmten Voraussetzungen entscheidet, ob 
Betriebsvermögen von der Erbschaft- und Schenkungsteuer zum 
Teil befreit werden kann.

Kernfrage bei dem Test ist, ob das Verwaltungsvermögen mehr als 
90 % des Gesamtwerts des Betriebsvermögens ausmacht. In diesem 
Fall entfällt die Steuerbegünstigung für das gesamte Betriebsver-
mögen.

Das Verwaltungsvermögen umfasst Vermögenswerte, die nicht 
oder nur mittelbar für den betrieblichen Zweck genutzt werden. 
Dazu gehören typischerweise:

 » Finanzanlagen wie Aktien, Anleihen, Beteiligungen an Kapital-
gesellschaften, die nicht dem Betriebszweck dienen.

 » Immobilien, die nicht betrieblich genutzt werden, wie vermie-
tete Wohn- oder Geschäftsimmobilien.
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Basiszinssatz: Seit 1.1.2024 = 3,62 %; 1.7. – 31.12.2023 = 3,12 %; 1.1. – 30.6.2023 = 1,62 %.    
(§ 247 Abs. 1 BGB)  Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de und dort unter „Basiszinssatz“.

Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: 
  abgeschlossen bis 28.7.2014: Basiszinssatz + 8-%-Punkte 
  abgeschlossen ab 29.7.2014: Basiszinssatz + 9-%-Punkte
    zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex: 2024: Januar = 117,6
 (2020 = 100) 2023: Dezember = 117,4; November = 117,3; Oktober = 117,8; September = 117,8;  
  August = 117,5; Juli = 117,1; Juni = 116,8; Mai = 116,1; April = 116,6; März = 116,1;  
  Februar = 115,2  
  Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Zahlen und Fakten - Konjunkturindikatoren

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, 
werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

 » sonstige Vermögenswerte, die nicht direkt dem Geschäftsbetrieb 
dienen (Kunstwerke, Sammlungen oder nicht betriebsnotwendi-
ge liquide Mittel).

Ziel der Regelung ist es, dass Vermögen, das hauptsächlich aus Ver-
waltungsvermögen besteht und somit weniger aktiv im Geschäfts-
betrieb genutzt wird, keine ungerechtfertigten Steuervorteile erhält.

Im konkreten Fall erhielt eine Tochter von ihrem Vater GmbH-Anteile 
für ein Handelsunternehmen mit Forschungstätigkeit, das über er-
hebliche Finanzmittel verfügte. Die Tochter ging nun davon aus, dass 
die erhaltenen Unternehmensanteile als steuerfrei anzusehen wa-
ren, das Finanzamt war jedoch aufgrund der Höhe der Finanzmittel 
anderer Meinung.

Nach Urteil durch das Finanzgericht stellte der BFH im Anschluss 
klar, dass bei Handelsunternehmen wie der betroffenen GmbH die 
betrieblich veranlassten Schulden von den Finanzmitteln abzu-
ziehen sind, um zu bestimmen, ob das Verwaltungsvermögen 90 % 
des Gesamtvermögens übersteigt. Nach Abzug der Schulden von den 
Finanzmitteln wurde daraufhin festgestellt, dass das Verwaltungs-
vermögen unter 90 % lag. Daher blieb die Steuerbefreiung für das 
Betriebsvermögen bestehen.

Achtung: Dieser Beitrag behandelt spezifische Aspekte der Steu-
erbefreiung von Betriebsvermögen im Kontext von Erbschaften 
und Schenkungen. Es ist jedoch wichtig zu betonen, dass die Inan-
spruchnahme einer anteiligen Steuerbefreiung für Betriebsvermö-
gen an eine Vielzahl weiterer Voraussetzungen geknüpft ist. Jeder 
Erbschafts- und Schenkungsfall ist einzigartig und sollte individuell 
durch den Steuerberater begleitet werden.

10.	 Steuerneutrale	Vermögensübertragungen	
jetzt	auch	für	beteiligungsidentische	 
Personengesellschaften

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat mit Beschluss vom 
28.11.2023 eine Regelung des Einkommenssteuergesetzes als ver-
fassungswidrig erklärt. Bislang schloss das Gesetz in der Fassung des 
Unternehmenssteuerfortentwicklungsgesetzes die steuerneutrale 
Übertragung von Wirtschaftsgütern zwischen Personengesellschaf-
ten aus, wenn diese dieselben Gesellschafter in gleichem Verhält-
nis hatten. Dies führte zu einer Ungleichbehandlung im Vergleich 
zu anderen Arten von Transfers, die unter denselben Bedingungen 
steuerneutral möglich waren.

Im ausschlaggebenden Fall hatte die F1-KG, eine gewerblich täti-
ge GmbH & Co. KG, zwei bebaute Grundstücke zu Buchwerten an 

eine beteiligungsidentische Schwesterpersonengesellschaft (F2-KG) 
übertragen. Das Finanzamt sah in diesem Vorgang die Realisierung 
stiller Reserven und besteuerte den daraus resultierenden Gewinn, 
was von der F1-KG angefochten wurde.

Das Finanzgericht Baden-Württemberg gab der Klage der F1-KG 
statt, woraufhin das Finanzamt Revision einlegte. Der Bundesfinanz-
hof legte die Frage der Verfassungsmäßigkeit der Besteuerung dem 
BVerfG vor.

Das BVerfG stellte fest, dass die Regelung gegen den allgemeinen 
Gleichheitssatz des Grundgesetzes verstößt. Es gab keine überzeu-
genden Gründe für die Ungleichbehandlung von beteiligungsiden-
tischen Personengesellschaften. Das Gericht forderte eine Neu-
regelung, die rückwirkend für Übertragungsvorgänge nach dem 
31.12.2000 gilt. Die Entscheidung ermöglicht es nun beteiligungs-
identischen Personengesellschaften, Wirtschaftsgüter untereinander 
steuerneutral zu übertragen.

11.	 Keine	Steuerbefreiung	für	den	 
Verkauf	von	Gartengrundstücken

In einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs (BFH) v. 26.9.2023 wur-
de klargestellt, dass der Verkauf eines vom Wohngrundstück abge-
trennten Gartengrundstücks nicht von der Einkommensteuer befreit 
ist. 

Gewinne aus privatem Verkauf von Grundstücken, grundstücksglei-
chen Rechten – wie das Erbbaurecht - sind grundsätzlich steuer-
pflichtig, wenn zwischen Kauf und Verkauf weniger als zehn Jahre 
liegen. Eine Ausnahme von dieser Regel besteht, wenn die veräu-
ßerte Immobilie vom Eigentümer selbst zu Wohnzwecken genutzt 
wurde.

In dem verhandelten Fall hatten die Eigentümer ein großes Grund-
stück erworben, auf dem sich ein altes Bauernhaus befand. Das Haus 
diente als Wohnhaus, während das umliegende Land als Garten ge-
nutzt wurde. Nach einiger Zeit entschieden sich die Eigentümer, das 
Grundstück zu teilen und einen Teil des Gartens zu verkaufen. Sie 
gingen davon aus, dass der Gewinn aus diesem Verkauf steuerfrei 
wäre, da das Grundstück mit dem gesamten Garten zuvor zu eigenen 
Wohnzwecken genutzt wurde.

Der BFH widersprach dieser Annahme. Laut Gericht ist eine Steuer-
befreiung nur dann möglich, wenn die veräußerte Immobilie selbst 
bewohnt wurde. Ein unbebautes Grundstück, wie ein Garten, erfüllt 
diese Bedingung nicht, selbst wenn es direkt an das Wohnhaus an-
grenzt und zuvor als Teil des Wohnbereichs genutzt wurde.
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